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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Rollmann, Kroll-Schlüter, Lampersbach, 
Pohlmann, Frau Schleicher und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/671 — 

betr. Rauschmittel- und Drogenmißbrauch 

A. Problem 

Der Drogen- und Rauschmittelmißbrauch in der Bundesrepublik 
Deutschland ist nach wie vor ein äußerst ernsthaftes Problem. 

Die sogenannte Drogenszene hat sich in den letzten Jahren 
gewandelt. Während der Konsum illegaler Rauschdrogen bei 
den Randgruppen der sogenannten Probierer und Konsumenten 
milder Drogen abflacht, nimmt der sogenannte harte Kern, d. h. 
der Anteil der Konsumenten besonders gefährlicher Drogen, zu. 

Gleichzeitig ist ein Ansteigen des Alkoholmißbrauchs zu beob- 
achten. 

Die Antragsteller vertreten die Auffassung, daß zur wirksamen 
Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs von der 
Bundesregierung gemeinsam mit den Bundesländern, den Ge- 
meinden und den freien Trägern des Kampfes gegen den Miß- 
brauch, Bestand und Fehlbestand an Einrichtungen und an 
Personal zur Beratung und Behandlung aufgenommen werden 
müssen und ein finanziell abgesichertes Mehrjahresprogramm 
für die Beseitigung des Fehlbestandes an Einrichtungen und 
Mitarbeitern aufgestellt und verwirklicht werden muß. 


B. Lösung 

Wegen des ständigen Wechsels der Drogenszene läßt sich ein 
Sollbestand an Einrichtungen und Personal nach Art und Um- 
fang nicht festlegen. Bund, Länder und Gemeinden sowie freie 
Träger müssen ihre Maßnahmen vielmehr den jeweils aktuellen 
Erfordernissen anpassen. Darüber hinaus sind Maßnahmen zur 
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Behandlung Drogen- und Rauschmittelsüchtiger in den Gesamt- 
bereich der Reform zur Versorgung psychisch Kranker einzu- 
beziehen. 

— mit Mehrheit — 


C. Alternativen 

Eine Aufforderung an die Bundesregierung entsprechend dem 
Antrag. 


D. Kosten 
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A. Bericht des Abgeordneten Tietjen 


Der Antrag — Drucksache 7/671 — wurde vom 
Deutschen Bundestag in seiner 40. Sitzung am 
8. Juni 1973 an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit überwiesen. Der Ausschuß behan- 
delte den Antrag in seinen Sitzungen am 15. Januar 
und 18. September 1975. Die Berichte — Druck- 
sachen VI/VII-2, VI/VII-3 — wurden dem Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit vom Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages am 16. März 1973 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung überwie- 
sen. Der Ausschuß behandelte die Berichte am 
21. März 1973 und am 15. Januar 1975. 

In seiner Sitzung am 21. März 1973 stellte der 
Ausschuß die Beratung der Berichte im Hinblick auf 
die zu erwartende Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage der Abgeordneten Rollmann und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betref- 
fend Rauschmittel- und Drogenmißbrauch vom 
21. Februar 1973 — Drucksache 7/227 — zurück. 
Diese Antwort — Drucksache 7/620 — wurde am 
24. Mai 1973 von der Bundesregierung vorgelegt 
und in seiner 40. Sitzung am 8. Juni 1973 vom 
Bundestag beraten. Der hier zu behandelnde Antrag 
— Drucksache 7/671 — beinhaltet Forderungen, die 
von den Initiatoren und der Fraktion der CDU/CSU 
auf Grund der genannten Antwort erhoben wurden. 
Bereits am 4. Oktober 1973 forderten die Abgeord- 
neten Rollmann und Genossen und die Fraktion der 
CDU/CSU in einer Kleinen Anfrage von der Bun- 
desregierung wiederum Auskunft über eine Reihe 
von Fragen im Zusammenhang mit der Förderung 
von Drogenberatungsstellen aus Bundesmitteln — 
Drucksache 7/1068 — . Diese Kleine Anfrage wurde 
am 5. November 1973 beantwortet — Drucksache 
7/1184 — . 

Anläßlich der Beratung des Antrags am 15. Januar 
1975 bczeichneten es die Opposition und insbeson- 
dere der Abgeordnete Rollmann als notwendig, die 
sogenannte Drogenszene in der Bundesrepublik 
Deutschland zu analysieren und global darzustellen 
und eine entsprechende Planung zur Bekämpfung 
des Mißbrauchs und zur Hilfe für die Drogenabhän- 
gigen zu entwickeln. Es treffe zwar zu, daß die Zahl 
der Drogenbenutzer nicht mehr in dem Maße zu- 
nehme wie in den vergangenen Jahren. Anderer- 
seits räume jedoch auch die Bundesregierung ein, 
daß es nach wie vor einen sognannten „harten 
Kern" von Drogenabhängigen gebe, der vermehrt 
vor allem zu immer stärkeren Drogen greife. Wenn 
deshalb von einer Stabilisierung der Drogenszene 
gesprochen werde, so beziehe sich diese Feststel- 
lung leider auf eine Stabilisierung auf einem sehr 
hohen Niveau. In diesem Zusammenhang bedürfe 
es einer Prüfung der Frage, welche Drogen heute 
vornehmlich mißbraucht würden. 

Es dränge sich der Eindruck auf, daß die Bundes- 
regierung u, a. deshalb dem Thema nicht mehr die 
notwendige Aufmerksamkeit schenke, weil sich der 


Drogenmißbrauch zunehmend von dem Bereich der 
Schüler und Studenten weg zum Bereich der Jugend- 
lichen aus den unteren sozialen Schichten verlagert 
habe. Einmal sei dieser Bereich weniger auffällig, 
zum anderen bestehe hinsichtlich der Situation die- 
ser Schichten offensichtlich geringeres Interesse als 
hinsichtlich der Situation der Mittel- und Ober- 
schicht. Die Bundesregierung habe auch diese Ent- 
wicklung selbst bisher noch nicht untersucht. 

Die von der Bundesregierung vor längerer Zeit 
herausgegebene, an sich sehr gute Broschüre „Dro- 
genberatung — wo?" sei inzwischen längst über- 
holt, da viele der darin aufgeführten Beratungsstel- 
len nicht mehr existierten, andererseits neue Bera- 
tungsstellen und Einrichtungen hinzugekommen 
seien. In diesem Zusammenhang müsse festgestellt 
werden, daß vielfach Resignation der Initiatoren 
oder Träger solcher Beratungsstellen der Grund für 
die Aufgabe gewesen sei. 

Das wichtigste Anliegen des Antrags sei es, die 
Behandlung und die Behandlungsmöglichkeiten für 
Drogenabhängige zu verbessern. Die Situation habe 
sich insoweit erheblich verschlechtert, u. a. lehnten 
es mittlerweile auch viele Krankenhäuser ab, Dro- 
genabhängige zu behandeln. 

Insgesamt könne die Bundesregierung so lange 
nichts Effektives tun, als sie selbst nicht einmal 
wisse, was an Einrichtungen zur Beratung und zur 
Behandlung vorhanden sei. Aus diesen Gründen 
sei der Antrag nach wie vor gerechtfertigt und be- 
gründet. 

Die Mehrheit des Ausschusses hielt den Antrag 
für teilweise durch die Praxis der Bundesregierung 
erledigt und gegenstandslos, teilweise für ungeeig- 
net, zur Lösung der Probleme beizutragen, und 
lehnte ihn daher ab. 

Zu einzelnen Punkten wurde vorgetragen: 

Der gesamte Fragenkomplex sei sehr ausführlich 
in der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betreffend 
Rauschmittel- und Drogenmißbrauch — Drucksache 
7/620 — und anläßlich der Beratung dieser Antwort 
im Plenum am 8. Juni 1973 behandelt worden so- 
wie ferner im Zusammenhang mit einer großen Zahl 
von mündlichen Fragen bzw. den Antworten der 
Bundesregierung darauf. Weiter habe die Bundes- 
regierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Rollmann und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU betreffend Förderung von 
Drogenberatungsstellen aus Bundesmitteln — Druck- 
sache 7/1184 — umfassend gerade zu dem Thema 
Drogenberatungsstellen Stellung genommen. Alle 
diese Darstellungen von seiten der Bundesregierung 
hätten deutlich unter Beweis gestellt, daß von 
einem Mangel an Bemühungen von seiten des Bun- 
des oder der Länder und Kommunen, wie sie im 
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Antrag unterstellt wird, keine Rede sein könne. 
Dies zeige sich auch in den erheblichen finanziellen 
Mitteln, die von der Bundesregierung, insbesondere 
den Verbänden und freien Trägern von Maßnahmen 
auf diesem Gebiet, zur Verfügung gestellt würden. 

Der Antrag berücksichtigt nach Auffassung der 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen nicht die tat- 
sächlichen Probleme im Bereich der Drogenszene, 
die im Antrag aufgestellten Forderungen seien zum 
anderen entweder bereits erfüllt oder aber, wie von 
der Bundesregierung bereits wiederholt dargelegt, 
auf Grund bestimmter Gegebenheiten unerfüllbar. 

Die geforderte Bestandsaufnahme sei zwar mög- 
lich und im wesentlichen bereits erfolgt. So liege 
die Broschüre „Drogenberatung — wo?“ bereits in 
einer zweiten, überarbeiteten Auflage vor; eine 
weitere ergänzte Auflage sei vorgesehen. Eine wei- 
tere Bestandsaufnahme der Einrichtungen und des 
Personals im Drogenbereich sei im Rahmen der 
Psychiatrie-Enquete als Teil der Haupterhebung be- 
reits durchgeführt und der Sachverständigen-Kom- 
mission zugeleitet worden. Wesentlich sei indes 
nicht die Bestandsaufnahme selbst, sondern die Tat- 
sache, daß eine Bestimmung des Fehlbestandes die 
Bestimmung eines Ist-Bestandes voraussetze. Eine 
Ist-Analyse zur Feststellung des Fehlbestandes, wie 
sie der Antrag vorsehe, die einem ausgewogenen, 
zwischen Bund und Ländern abgestimmten Mehr- 
jahresprogramm zur Deckung dieses Fehlbestandes 
zugrunde zu legen wäre, sei deshalb nicht möglich, 
weil der tatsächliche Bedarf nicht festgestellt wer- 
den könne. Dies liege zum einen daran, daß sich die 
Zahl der suchtgefährdeten jungen Menschen nicht 
feststellen lasse-, es liege an der bestehenden Mei- 
nungsvielfalt über das Stadium, in dem Beratung 
und Behandlung anzusetzen hätte, und es liege 
schließlich an der völlig unterschiedlichen Auffas- 
sung über angemessene Therapieformen und der da- 
durch bedingten Vielfalt an unterschiedlichen The- 
rapien. Weiter fehle es an Richtzahlen aus ver- 
gleichbaren Regionen, wie sie von der WHO z. B. 
für den Bereich der Psychiatrie benannt worden 
seien. Die Sachverständigen-Kommission zur Erar- 
beitung der Psychiatrie-Enquete sei bislang auch 
nicht in der Lage, qualitative und quantitative Aus- 
sagen für ein bedarfsdeckendes Netz solcher Ein- 
richtungen zu machen. Mit der Sachverständigen- 
Kommission zur Erarbeitung der Psychiatrie-Enquete 
sei eine Planungsgruppe gekoppelt worden, die ins- 


gesamt Vorstellungen für die durch die Reform der 
Versorgung psychisch Kranker entstehende Bedarfs- 
situation erarbeite. Ein Schwerpunktbereich dabei 
sei die Erfassung, Beratung, Behandlung und Nach- 
behandlung suchtgefährdeter oder -kranker Personen. 

Die Feststellung des Fehlbestandes setze auch 
nicht nur eine genaue Erfassung des derzeitigen Be- 
standes voraus, sondern auch die Ermittlung von 
Trends, die zu Veränderungen des Feldes führen. 
Die zwischenzeitlich erfolgte Umstrukturierung mit 
einem Abflachen vom Konsum illegaler Rauschdro- 
gen, jedoch nur bei den Randgruppen der Probierer 
und milden Konsumenten bei gleichzeitigem starken 
Anstieg des Jugendalkoholismus müsse hier als Bei- 
spiel gesehen werden. Die Bestimmung des Soll- 
Bestandes an Einrichtungen und an Personal könne 
ohne eine derartige Trendbestimmung nicht bis zu 
einem abgestimmten Mehrjahresprogramm geführt 
werden. 

Aus den genannten Gründen erscheine es sinnvol- 
ler, dieses Anliegen des Antrags in den Gesamt- 
bereich der Reform zur Versorgung psychisch Kran- 
ker einzubeziehen. Aktuell sei erforderlich, notwen- 
dige Maßnahmen auf den ständigen Wandel der 
Drogenszene abzustellen, also sie ständig und fle- 
xibel an die jeweiligen Notwendigkeiten anzupas- 
sen. Damit könne erfolgreicher geholfen werden 
als mit einem schematischen Programm. 

In diesem Zusammenhang müsse aber auch fest- 
gestellt werden, daß für die Durchführung prakti- 
scher Maßnahmen nicht der Bund, sondern die Län- 
der zuständig seien. Der Bund stehe allerdings in 
einem ständigen Kontakt mit den Ländern wegen 
dieses Themas. Er habe auch erhebliche Mittel zur 
Verfügung gestellt. Die Länder bemühten sich inten- 
siv um Schaffung von Behandlungsmöglichkeiten 
und um eine Bekämpfung des Mißbrauchs an allen 
Fronten. Es sei bekannt, daß Zoll und Polizei ge- 
rade in letzter Zeit erhebliche Erfolge bei der Be- 
kämpfung des illegalen Rauschmittelhandels ver- 
zeichnen könnten. In diesem Zusammenhang müsse 
berücksichtigt werden, daß ein Ansteigen der Kri- 
minalstatistik in diesem Bereich nicht unbedingt mit 
einem Ansteigen der Delikte gleichgesetzt werden 
könne. Vielmehr belege dieses Ansteigen den Er- 
folg der Bekämpfung. 

Mit Mehrheit entschied sich der Ausschuß aus 
diesen Gründen dafür, dem Bundestag vorzuschla- 
gen, den Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 15. Januar 1975 


Tietjen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag — Drucksache 7/671 — abzulehnen; 

2. die Berichte — Drucksachen VI/VII-2, VI/VII-3 — zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 15. Januar 1975 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Tietjen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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